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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
WTO Welthandelsorganisation
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
FZA Personenfreizügigkeitsabkommen
GATS General Agreement on Trade in Services

AVS Assurance-vieillesse et survivants
AELE Association européenne de libre-échange
OMC Organisation mondiale du commerce
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
ALCP Accord de libre circulation des personnes
AGCS Accord général sur le commerce des services
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Accord commercial à la suite du Brexit

Politique structurelle

Afin d’anticiper les conséquences du Brexit, la Suisse a conclu un accord bilatéral
commercial avec la Grande-Bretagne. L’entrée en vigueur de cet accord est
dépendant de la cessation des accords entre la Grande-Bretagne et la Suisse par le
canal des accords avec l’UE. L’objectif est de maintenir une continuité grâce au respect
des «droits et obligations économiques et commerciaux». 1

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 12.02.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Abkommen mit dem Vereinigten Königreich
von Grossbritannien und Nordirland

Relations avec d'autres Etats

Im Dezember 2019 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zum Abkommen mit dem
Vereinigten Königreich von Grossbritannien und Nordirland, welches als Teil der «Mind
the Gap-Strategie» die bestehenden Rechte der Bürgerinnen und Bürger nach dem
Brexit sichern soll. Das vorliegende Abkommen solle die geltende Rechtslage im
Migrationsbereich nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU ersetzen,
so der Bericht. Es gilt  nur für jene Personen, welche sich im Rahmen des bereits
bestehenden FZA in Grossbritannien oder der Schweiz aufhalten. Personen, welche erst
nach dem Wegfall des FZA in eines der beiden Länder einreisen, werden einem
anderen, noch zu verhandelnden Abkommen, unterstellt. Das vorliegende Abkommen
umfasst laut Bundesrat die erworbenen Rechte im Bereich der Freizügigkeit (Anhang I
FZA), die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (Anhang II FZA) und die
gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikationen (Anhang III FZA). Grundsätzlich
wurden die geltenden Rechte der Bürgerinnen und Bürger im neuen Abkommen
übernommen, in einigen Punkte falle es jedoch etwas restriktiver aus. 

Die einstimmige Annahme der Vorlage durch die APK-NR im Februar 2020 begründete
Kommissionssprecher Portmann (fdp, ZH) mit dem Ausblick auf einen weiterhin
«freundschaftlichen, pragmatischen und prosperierenden» Wirtschaftsaustausch.
Selbst die SVP-Fraktion unterstützte das Abkommen, denn solange das FZA zwischen
der Schweiz und der EU gelte, sollten auch die Rahmenbedingungen des
Personenverkehrs zwischen der Schweiz und Grossbritannien gleich geregelt werden,
argumentierte Franz Grüter (svp, LU). Mit 194 Stimmen nahm der Nationalrat den
Entwurf in der Sommersession 2020 daher einstimmig an. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.06.2020
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2020 befasste sich der Ständerat mit dem Abkommen mit dem
Vereinigten Königreich von Grossbritannien und Nordirland, wobei nach der
einstimmigen Annahme durch den Nationalrat im Juni desselben Jahres auch in der
kleinen Kammer kaum Diskussionsbedarf bestand. Laut Kommissionssprecher Damian
Müller (fdp, LU) empfehle auch die APK-SR die Vorlage einstimmig zur Annahme.
Bundesrätin Keller-Sutter bezeichnete das Abkommen als ein Zeichen der «engen und
freundschaftlichen Beziehungen» zwischen den beiden Ländern, welches Kontinuität
und Rechtssicherheit schaffe. Schweizer Staatsangehörige würden zukünftig im
Vereinigten Königreich mindestens gleich gut behandelt wie EU-Bürgerinnen und
-Bürger. Der Ständerat nahm den Entwurf mit 40 Stimmen und ohne Enthaltungen
einstimmig an. Auch das Ergebnis der Schlussabstimmungen war eindeutig. Der
Nationalrat wie auch der Ständerat stimmten mit 195 Stimmen respektive 44 Stimmen
einstimmig für die Annahme des Entwurfs. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.09.2020
AMANDO AMMANN
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Von der Mind-the-Gap Strategie zur Build-
the-Bridge-Strategie wechseln (Mo. 20.3127)

Relations avec d'autres Etats

Im März 2020 reichte FDP-Nationalrat Damien Cottier (fdp, NE) eine Motion mit dem
Titel «Von der Mind-the-Gap-Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln»
ein. Zwar habe der Bundesrat den Status quo, welcher vor den Brexit-Wirren herrschte,
durch den Abschluss neuer Abkommen mit Grossbritannien erhalten können, doch
diese «Mind-the-gap-Strategie» ginge gemäss Cottier nicht weit genug. Schliesslich
habe der Bundesrat in seinem Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2019 selber die
Möglichkeit «explorativer Gespräche zur Weiterentwicklung der Handelsbeziehungen»
erwähnt. Die Motion beauftragte den Bundesrat daher mit der Erarbeitung einer neuen
Strategie hinsichtlich der Handelsbeziehungen mit dem Vereinigten Königreich.
Gemeinsam mit anderen EFTA-Partnern oder gegebenenfalls alleine solle die Schweiz
ein «Freihandelsabkommen der zweiten Generation» aushandeln, so die Forderung des
Motionärs. Die wirtschaftlichen Beziehungen müssten in Zukunft noch vertieft werden,
um Bereiche wie den Umweltschutz, Investitionserleichterungen, den Schutz des
geistigen Eigentums und technische Handelshemmnisse zu regeln.
In seiner Stellungnahme hielt der Bundesrat fest, dass die Ziele der Motion denjenigen
der «Mind the gap Plus»-Strategie des Bundes entsprächen, wobei auch eine vertiefte
Zusammenarbeit im Polizei- und Justizbereich und den Finanzdienstleistungen
vorgesehen sei. Beide Länder seien an einem modernen und umfassenden
Handelsabkommen interessiert, jedoch hänge dessen Verhandlung vom
Loslösungsprozess zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU ab. Aufgrund der
kohärenten Zielformulierung beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion.
Der Nationalrat hätte die Motion eigentlich in der Sommersession 2020 behandeln
sollen, jedoch wurde diese von Fabian Molina (sp, ZH) bekämpft und die Ratsdebatte
aus diesem Grund verschoben. 4

MOTION
DATE: 19.06.2020
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2020 kam die Motion Cottier (fdp, NE) «Von der Mind-the-Gap-
Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln» im Nationalrat zur Debatte.
Motionär Cottier wiederholte bei dieser Gelegenheit seine Forderung, die bilateralen
Beziehungen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich zu intensivieren.
Welche Form das Abkommen schlussendlich erhalte, sei von den Verhandlungen
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU abhängig. Für Cottier stand diese
Forderung auch im Einklang mit der Legislaturplanung 2019-2023, die eine Vertiefung
der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen vorsieht. Fabian Molina (sp, ZH), welcher die
Motion in der Sommersession 2020 bekämpft hatte, sprach sich zwar für die temporäre
Fortführung der Personenfreizügigkeit Schweiz-UK und die Erarbeitung neuer
politischer und wirtschaftlicher Beziehungen aus. Die SP wehre sich jedoch gegen einen
Freihandelsvertrag, der «primär der Bankenindustrie am Zürcher Paradeplatz und der
Londoner City» nütze, so Molina. Die Deregulierung des Finanzplatzes, was nach Ansicht
von Molina das Ziel der Motion sei, würde die europäischen Standards der
Bankenregulierung schwächen und die Beziehung der Schweiz zur EU belasten. Für
Molina sei ein solches Freihandelsabkommen nur im Rahmen der EFTA annehmbar,
daher forderte er die Ablehnung der Motion. Bundesrat Parmelin unterstützte die
Forderungen der Motion hingegen, wies aber darauf hin, dass anstelle eines
umfassenden Freihandelsabkommens auch mehrere sektorale Abkommen denkbar
wären. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrats und nahm die Motion mit
122 zu 69 Stimmen deutlich an. 5

MOTION
DATE: 16.09.2020
AMANDO AMMANN

Nachdem die APK-SR die Motion Cottier (fdp, NR) «Von der Mind-the-Gap-Strategie
zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln» im Januar 2021 einstimmig zur Annahme
beantragt hatte, beriet sie der Ständerat in der darauffolgenden Frühjahrssession. Die
Motion verlangte vom Bundesrat die Erarbeitung einer neuen Strategie für vertiefte
Handelsbeziehungen mit dem Vereinigten Königreich. Kommissionssprecher Damian
Müller (fdp, LU) sprach im Namen der Kommission dem Freihandelsabkommen «der
zweiten Generation», das neben dem Güterverkehr auch Dienstleistungen,
Investitionen, geistiges Eigentum etc. regulieren soll, die Unterstützung aus. Müller
zufolge stimmte die Kommission dem Bundesrat aber dahingehend zu, dass ein derart
umfassendes Abkommen erst dann umsetzbar sei, wenn der Brexit-Austrittsvertrag
zuvor vertieft analysiert worden sei. Auch Bundesrat Guy Parmelin betonte im Anschluss

MOTION
DATE: 03.03.2021
AMANDO AMMANN
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mit Nachdruck, dass Sondierungsgespräche für die Ermittlung der bilateralen
Interessen nötig seien, bevor man mit der Verhandlung eines derartigen Abkommens
beginnen könne. Der Gesamtbundesrat wünsche sich zudem eine gewisse formelle und
inhaltliche Flexibilität bei der Erarbeitung des Abkommens. Die kleine Kammer nahm
die Motion stillschweigend an. 6

Abkommen zwischen der Schweiz und dem
Vereinigten Königreich zur Mobilität von
Dienstleitungserbringern

Relations avec d'autres Etats

Im Juni 2021 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft zum Abkommen zwischen der
Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die Mobilität von
Dienstleistungserbringenden. Nach dem Wegfall des FZA zwischen den beiden Staaten
Ende 2020 aufgrund des Brexit sollte das neue Abkommen den gegenseitigen
Marktzugang für Dienstleistungserbringende gewährleisten. Das bereits im Vorjahr
abgeschlossene Abkommen zu den erworbenen Rechten der Bürgerinnen und Bürger
gelte im Dienstleistungsbereich nur für Verträge, die vor 2020 abgeschlossen worden
seien, erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft. Das neue «Services Mobility
Agreement» sorge für eine nahtlose Weiterführung der seither abgeschlossenen
Verträge und werde bereits seit dem 1. Januar 2021 provisorisch angewendet. Konkret
sehe das Abkommen die Fortführung des bereits bekannten Meldeverfahrens für
britische Dienstleistungserbringende bis 90 Tage pro Jahr vor. Auch die in der Schweiz
geltenden Lohn- und Arbeitsbedingungen und Bestimmungen zur sozialen Sicherheit
würden in diesen Fällen weiterhin eingehalten – die sogenannten «flankierenden
Massnahmen». Das Vereinigte Königreich garantiere im Gegenzug
Marktzugangsverpflichtungen in mehr als 30 Dienstleistungssektoren, eine deutliche
Ausweitung gegenüber den elf Sektoren, welche im GATS-Abkommen der WTO
enthalten seien, erläuterte der Bundesrat. Des Weiteren entbinde das Abkommen
Schweizer Dienstleistende von einer wirtschaftlichen Bedarfsprüfung und einem
englischen Sprachnachweis und erlaube eine Aufenthaltsdauer von 12 Monaten
innerhalb einer Zeitspanne von zwei Jahren. Zudem sei es der Schweiz gelungen, das
Zugeständnis zu erwirken, dass auch gebietsansässige Ausländerinnen und Ausländer –
ohne Schweizer Staatsangehörigkeit — von diesen Marktzugängen profitieren können.
Der Bundesrat gab bekannt, dass das Abkommen auf zwei Jahre befristet werden solle,
wobei eine gemeinsam beschlossene Verlängerung im Raum stehe. Die Befristung
erlaube eine Neubeurteilung der Lage, sobald erste Erfahrungen mit dem neuen
Immigrationssystem des Vereinigten Königreichs vorliegen. In der Vernehmlassung
hätten sich alle befragten Parteien generell positiv zum Abschluss des Abkommens
geäussert. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Wintersession 2021 befasste sich der Ständerat mit dem Abkommen zwischen
der Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die Mobilität von
Dienstleistungserbringenden. APK-SR-Sprecher Müller (fdp, LU) hob die wirtschaftliche
Bedeutung des erleichterten Marktzugangs für Schweizer Dienstleistungsanbietende
hervor, der sicherstelle, dass Schweizer Dienstleistungserbringende nicht gegenüber
Konkurrenten aus anderen Staaten benachteiligt würden. Er wies auch darauf hin, dass
das Abkommen bereits seit Anfang 2021 vorläufig angewendet werde. Bundesrat
Parmelin betonte, dass das Abkommen nur kurze berufliche Aufenthalte regle und
nichts mit Arbeitsmigration zu tun habe. Somit würden die flankierenden Massnahmen
weiterhin auf britische Dienstleistungserbringende, die in die Schweiz kommen wollen,
angewendet. Im Moment sei der erleichterte Zugang auf Personen mit akademischen
oder gleichwertigen Qualifikationen beschränkt, jedoch habe sich das Vereinigte
Königreich schriftlich dazu verpflichtet, die Anerkennung von Schweizer
Berufsbildungsabschlüssen zu prüfen. Da auch die Vernehmlassung im Frühling gemäss
Bundesrat ausschliesslich positive Rückmeldungen ergeben hatte, herrschte in der
kleinen Kammer kein Diskussionsbedarf. Die Standeskammer nahm die Vorlage
einstimmig an. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.12.2021
AMANDO AMMANN
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In der Frühjahrssession 2022 wurde das Abkommen mit dem Vereinigten Königreich
über die Mobilität von Dienstleistungserbringenden im Nationalrat beraten. APK-NR-
Sprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) erklärte, dass die
Aussenpolitischen Kommissionen beider Räte im Dezember 2020 der vorläufigen
Anwendung des Abkommens zugestimmt hätten. Dieses werde seit Anfang 2021
umgesetzt und garantiere trotz der fehlenden Personenfreizügigkeit einen möglichst
weitgehenden gegenseitigen Marktzugang für Dienstleistungserbringende unter
Einhaltung der flankierenden Massnahmen. Schneider-Schneiter bemängelte im Namen
ihrer Kommission, dass das derzeitige Abkommen nur Personen mit Qualifikationen auf
universitärem Niveau abdecke und damit die Schweizer Berufsbildung unzureichend
berücksichtige. Sie merkte aber zufrieden an, dass der Bundesrat versprochen habe,
diesbezüglich weitere Verhandlungen führen zu wollen. Der anwesende Bundesrat
Parmelin teilte der grossen Kammer mit, dass sich das Vereinigte Königreich dazu bereit
erklärt habe, die Anerkennung von Berufsbildungsabschlüssen zu prüfen. Diplome der
höheren Fachschulen würden zudem bereits anerkannt. Die Konsultation der
Sozialpartner und Kantone habe überdies eine einstimmige Befürwortung des
Abkommens ergeben, insbesondere weil dessen Befristung eine Bestandsaufnahme vor
einer allfälligen Verlängerung erlaube. Der Nationalrat nahm das Abkommen einstimmig
an.
Auch in den Schlussabstimmungen ergaben sich in beiden Räten einstimmige
Resultate, die zur Annahme des Entwurfs führten. 9

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.03.2022
AMANDO AMMANN

Abkommen mit dem Vereinigten Königreich
zur Koordinierung der sozialen Sicherheit
(BRG 22.032)

Relations avec d'autres Etats

Ende April 2022 publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Genehmigung und
Umsetzung des Abkommens mit dem Vereinigten Königreich zur Koordinierung der
sozialen Sicherheit. Das Abkommen, welches im September 2021 unterzeichnet worden
war und seit November 2021 bereits vorläufig Anwendung fand, solle die vor dem Brexit
existierenden Rechte und Pflichten im Bereich der Sozialversicherungssysteme
erhalten, was der «Mind the Gap»-Strategie des Bundesrats entspreche. Seit
Jahresbeginn 2021 war die im Freizügigkeitsabkommen mit der EU enthaltene
Koordinierung der Sozialversicherungssysteme nicht mehr auf die Beziehungen mit dem
Vereinigten Königreich anwendbar. Bereits unter dem FZA bestehende Ansprüche
wurden jedoch durch das Abkommen über die Rechte der Bürgerinnen und Bürger
weiterhin garantiert. Inhaltlich orientiere sich das Abkommen an jenem, welches das
Vereinigte Königreich im Rahmen des Brexit-Vollzugs mit der EU ausgehandelt habe,
was die Einheitlichkeit und Kontinuität gewährleiste. Gemäss den internationalen
Standards zur Koordination der Systeme der sozialen Sicherheit umfasse es die AHV, die
IV, sowie die Kranken- und Unfallversicherung. Hauptziel des Abkommens sei es, zu
gewährleisten, dass Personen, die sich aus beruflichen Gründen in einem der beiden
Vertragsstaaten niederliessen bei den Sozialversicherungen nicht benachteiligt würden.
Es garantiere weitgehende Gleichbehandlung, sowie einen erleichterten Zugang zu den
Sozialleistungen der Vertragsstaaten. Unter anderem ermögliche es die Anrechnung der
im anderen Staat registrierten Versicherungszeit; sichere die Auszahlung der
Leistungen ins Ausland und institutionalisiere die Zusammenarbeit der Behörden. Das
Abkommen erleichtere ausserdem die Mobilität der Bevölkerung und verhindere
Doppelunterstellungen in beiden Staaten. Im Unterschied zu sonstigen
Standardabkommen der Schweiz sehe das vorliegende Abkommen keine Möglichkeit
vor, Rentenleistungen der Invalidenversicherung ins Ausland zu exportieren. Diese
Ausnahme wurde vom Vereinigten Königreich in den Verhandlungen mit der EU
gewünscht und von dieser auch anerkannt, weshalb sie auch in das Abkommen mit der
Schweiz aufgenommen wurde. Da andere Rechtsinstrumente den Export von IV-Renten
ermöglichen würden, seien die Auswirkungen dieser Abweichung jedoch minim,
beteuerte der Bundesrat. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.04.2022
AMANDO AMMANN
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Das Abkommen mit dem Vereinigten Königreich zur Koordinierung der sozialen
Sicherheit wurde in der Herbstsessoin 2022 im Nationalrat beraten. Christian Lohr
(mitte, TG) klärte die Ratsmitglieder im Namen der SGK-NR über den Inhalt des
Abkommens auf. Das Abkommen werde seit November 2021 bereits vorläufig
angewendet, nachdem die SGKs beider Räte im Vorfeld dazu konsultiert worden seien.
Da das Abkommen über die Personenfreizügigkeit mit dem Brexit seine Gültigkeit
verloren habe, seien auch Revisionen im Bereich der sozialen Sicherheit notwendig
geworden. Lohr erklärte, dass beide Länder eine Fortsetzung der bisherigen
Bestimmungen gewollt hätten, was im Grundsatz auch erreicht worden sei. Er betonte
insbesondere, dass das Abkommen keine zusätzlichen Kosten mit sich bringen werde,
was angesichts der aktuellen Finanzsituation nicht unbedeutend sei. Bundesrat Berset
erläuterte, dass das vorliegende Abkommen mehrheitlich dem neuen Abkommen
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU entspräche, was eine grosse
Einheitlichkeit der Regeln im europäischen Raum gewährleiste. Im Namen des
Bundesrates forderte er den Nationalrat dazu auf, dem Abkommen zuzustimmen.
Nachdem er ohne Gegenstimme auf das Geschäft eingetreten war, nahm der
Nationalrat den Entwurf des Bundesrats einstimmig an. 11

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.09.2022
AMANDO AMMANN

In der Wintersession 2022 befasste sich der Ständerat mit dem Abkommen mit dem
Vereinigten Königreich zur Koordinierung der sozialen Sicherheit. Die Genehmigung
des Bundesbeschlusses war in der SGK-SR unumstritten gewesen, dementsprechend
begnügte sich Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) mit einer kurzen
Zusammenfassung des Abkommensinhalts. Germann wies die Ratsmitglieder darauf hin,
dass das Abkommen im gegenseitigen Einverständnis bereits seit dem 1. November 2021
vorläufig angewendet werde, da das bestehende Freizügigkeitsabkommen mit der EU
seit dem Brexit nicht mehr auf das Vereinigte Königreich anwendbar sei. Das
vorliegende Abkommen sei im Rahmen der Mind-the-Gap-Strategie des Bundes
ausgearbeitet worden und umfasse die Alters-, Hinterlassenen- und Invaliditätsvorsorge
sowie die Kranken- und Unfallversicherung. Nebst einer weitgehenden
Gleichbehandlung der Versicherten garantiere das Abkommen auch einen erleichterten
Zugang zu den Leistungen im Bereich der sozialen Sicherheit. Dabei lehne es sich
inhaltlich an das Abkommen zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU an,
wodurch die Einheitlichkeit der anzuwendenden Regeln gewährleistet werde. Germann
wies darauf hin, dass es im Abkommen eine Versicherungslücke bezüglich der
Invalidenversicherung gebe. Personen, die sich nach ihrem Arbeitsleben im jeweils
anderen Staat niederlassen, könnten ihre IV-Renten nicht exportieren. Die Kommission
schloss sich aber der Meinung der Verwaltung und des Bundesrats an, dass das
vorliegende Abkommen die bessere Variante sei, als gar kein Abkommen zu haben. Der
Ständerat nahm den Entwurf einstimmig an. 
In der Schlussabstimmung nahmen sowohl der National- wie auch der Ständerat den
Bundesbeschluss einstimmig an. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.12.2022
AMANDO AMMANN

Abkommen mit dem Vereinigten Königreich
über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (BRG 24.030)

Relations avec d'autres Etats

Der Bundesrat publizierte im Februar 2024 die Botschaft zum Abkommen zwischen der
Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die gegenseitige Anerkennung von
Berufsqualifikationen. Das Abkommen, das zuvor in der Vernehmlassung auf breite
Zustimmung gestossen war, soll es Fachpersonen ermöglichen, Zugang zu den
reglementierten Berufen im jeweils anderen Staat zu erhalten. Das Abkommen soll die
Übergangsregelung ersetzen, welche seit dem Ausscheiden des Vereinigten Königreichs
aus der EU im Jahr 2020 gilt. In der Botschaft enthalten ist auch eine
Kompetenzdelegation an den Bundesrat, damit dieser in Zukunft über die Möglichkeit
verfügt, internationale Abkommen über die Anerkennung für Berufsqualifikationen in
den Bereichen Medizinalberufe, Gesundheitsberufe, Psychologieberufe sowie bei den
Anwältinnen und Anwälten abzuschliessen. 13

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.02.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Das Abkommen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die
gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikationen stiess im Nationalrat, der das
Geschäft in der Sommersession 2024 als Erstrat behandelte, auf einmütige
Zustimmung. 
Kommissionssprecherin Sibel Arslan (basta, BS) betonte, dass bei diesem Abkommen
der Einbezug der Berufsverbände sowie auch der Kantone sehr wichtig gewesen sei.
Bildungsminister Guy Parmelin ergänzte, dass das Abkommen auch die Diplome der
Berufsbildung umfasse, was für die Schweiz sehr wichtig sei.
Anschliessend wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen. Der Rat nahm keine
Änderungen am Entwurf vor und stimmte ihm in der Gesamtabstimmung einstimmig
zu. 14

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.05.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das Abkommen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die
gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikationen sowie die Kompetenzdelegation
an den Bundesrat zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge wurde in der
Herbstsession 2024 vom Ständerat behandelt. Auch in diesem Rat war das Geschäft
unbestritten. APK-SR-Sprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR) berichtete dem Plenum,
dass das Abkommen für Berufstätige und Unternehmen, die im Vereinigten Königreich
arbeiten und wirtschaften möchten, unverzichtbar sei. Die Kompetenzübertragung an
den Bundesrat zur Anerkennung von Diplomen in den Bereichen Medizin, Gesundheit,
Rechtsanwaltschaft und Psychologie wiederum werde den Abschluss von solchen
Abkommen erleichtern und vor allem einen einheitlichen Ansatz für alle Berufe in den
genannten Bereichen mit sich bringen. 
Nachdem sich auch Wirtschaftsminister Parmelin für die Vorlage stark gemacht hatte,
schritt die kleine Kammer zu den Abstimmungen: Eintreten auf den Bundesbeschluss
sowie auf das Bundesgesetz zur Kompetenzdelegation waren unbestritten. In den
Gesamtabstimmungen wurden die beiden Teile der Vorlage jeweils einstimmig
angenommen.

In den Schlussabstimmungen am Ende der Herbstsession stimmten die beiden Räte
ebenfalls jeweils einstimmig für den Bundesbeschluss über das Abkommen sowie für
das Bundesgesetz betreffend die Kompetenzübertragung an den Bundesrat. 15

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.09.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

approbation de l’accord de reconnaissance
mutuelle entre la Confédération suisse et le
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et
d’Irlande du Nord dans le domaine des
services financiers (OCF 24.067)

Relations avec d'autres Etats

Die Botschaft zum Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
dem Vereinigten Königreich von Grossbritannien über die gegenseitige Anerkennung
im Bereich der Finanzdienstleistungen wurde vom Bundesrat im September 2024
vorgelegt. Darin anerkannten die beiden Staaten die Gleichwertigkeit der beiden
Rechts- und Aufsichtsrahmen in den Gebieten Banken, Wertpapierdienstleistungen,
Versicherungen, Vermögensverwaltung und Finanzmarktinfrastrukturen für
professionelle Kunden. Durch das Abkommen soll der jeweilige Marktzugang gewährt
oder vereinfacht werden. Ergänzend komme eine verstärkte Regulierungs- und
Aufsichtskooperation dazu, um unter anderem den Schutz der Kundschaft zu stärken.
Der Botschaft liess sich weiter entnehmen, dass das Abkommen im
Versicherungsbereich einzelne Aspekte des Nicht-Lebensversicherungsgeschäfts
umfasse, ausgeschlossen seien aber wichtige Posten wie etwa Unfall-, Kranken- und die
meisten Haftpflichtversicherungen. 16

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 04.09.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2024 als Erstrat mit dem Abkommen
zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die gegenseitige
Anerkennung im Bereich der Finanzdienstleistungen. Tiana Moser (glp, ZH) stellte das
Abkommen vor und betonte, dass dieses für beide Parteien Vorteile bringe. Für die
Schweiz ergebe sich ein verbesserter Marktzugang für die in der Vermögensverwaltung
tätigen Personen und Grossbritannien werde ein verbesserter Marktzugang im
Versicherungsgeschäft in der Schweiz ermöglicht. Die vorberatende WAK-SR habe sich
einstimmig für die Zustimmung zum Abkommen ausgesprochen, schloss Moser. Auch im
Rat herrschte Einigkeit: in der Gesamtabstimmung wurde der Bundesbeschluss über
die Genehmigung des Abkommens ohne Gegenstimme angenommen. 17

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.12.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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